
gründete sie die Bundesrepu­
blik Deutschland. Es waren 
CDU-Politiker, die in jenen 
Tagen erklärten, von nun an 
sei die Zonengrenze zur 
Staatsgrenze und das Gebiet 
der DDR für die BRD zum 
Ausland geworden. Das ent­
sprach einer klaren Klassen­
position.
Nur waren die herrschenden 
Kräfte in der BRD zwanzig 
Jahre hindurch nicht bereit, 
die Konsequenzen aus ihrer 
Handlungsweise zu ziehen, 
sondern nährten entsprechend 
ihrer aggressiven Zielsetzung 
die Illusion, das sozialistische 
Ausland mit Hilfe nationali­
stischer Parolen und konter­
revolutionärer Aktionen eines 
Tages wieder als „Inland“ 
dem Herrschaftsbereich der 
Monopole einverleiben zu 
können. Daraus ist nichts ge­
worden.
Mit dem Grundlagenvertrag 
zwischen der DDR und der

Worin zeigt sich die klassen­
mäßige Abgrenzung zwischen 
DDR und BRD, und wie 
entwickelt sie sich? Schwächt 
sie sich ab, oder wird sie wei­
ter vertieft? Betrachten wir 
zunächst die Macht- und Be­
sitzverhältnisse.

In der BRD besteht jene Ge­
sellschaftsstruktur fort, die 
das traurige Verdienst in An­
spruch nehmen kann, zum 
ersten Mal in der Geschichte 
-der Menschheit verheerende 
Weltkriege hervorgebracht zu 
haben: der Kapitalismus in
seinem höchsten und letzten, 
Imperialistischen Stadium. 
Der Besitz der Produktions­
mittel ist in den Händen ge­
waltiger kapitalistischer Kon­
zerne und Monopole, in den 
Händen weniger Familien 
konzentriert.
Für den Reichtum der Milliar­
därs-Familie Flick schufteten

BRD wurde, wie Genosse 
Erich Honecker. auf dem 
9. Plenum feststellte, ein 
neues Kapitel in den Bezie­
hungen zwischen den beiden 
deutschen Staaten eingeleitet. 
Es handelt sich um einen nor­
malen völkerrechtlichen Ver­
trag. Er ermöglicht die Ent­
wicklung gutnachbarlicher Be­
ziehungen entsprechend den 
Prinzipien der friedlichen Ko­
existenz. Aber er begründet 
keine „besonderen Beziehun­
gen“ zwischen den beiden 
voneinander unabhängigen, 
souveränen Staaten mit völlig 
unterschiedlicher Gesellschafts­
ordnung. Er grenzt klar ab: 
Die DDR ist kein Inland der 
BRD und die BRD kein Inland 
der DDR. Der Vertrag wurde 
nur möglich, weil beide Seiten 
die unüberbrückbaren ideolo­
gischen und gesellschaftlichen 
Gegensätze nicht verwischten, 
sondern klar in Rechnung 
stellten.

beispielsweise 1972 über 210 000 
Arbeiter, die einen Umsatz 
von 15,5 Milliarden DM er­
brachten. Aus dieser Konzen­
tration ökonomischer Macht, 
die immer rascher fortschrei­
tet, erwächst die politische 
Macht des Finanzkapitals. 
Dessen Streben nach höherem 
Profit aber nährt immer aufs 
neue — das hat die Geschichte 
gezeigt, und davon zeugen 
Vietnam und Kambodscha 
ebenso wie der Nahe Osten 
oder Chile — Expansions- und 
Aggressionsbestrebungen ge­
genüber anderen Staaten und 
Völkern. „Die langfristige Ge­
winnmaximierung ist das Un- 
temehmensziel Nummer eins“, 
berichtete das Düsseldorfer 
„Handelsblatt“ vom 17. Okto­
ber 1972 über das Ergebnis 
einer Umfrage bei Spitzen­
unternehmern der BRD-Wirt- 
schaft. Diesem Ziel ist die ge­
samte Innen- und Außenpoli­

tik des kapitalistischen Staa­
tes untergeordnet.
Die innere Gesetzgebung der 
BRD beschleunigt den Kon­
zentrationsprozeß. Immer we­
niger Monopolgruppen ver­
fügen über immer größeren 
Reichtum. Kaum zwei Prozent 
der Industriebetriebe haben 
heute einen größeren Umsatz 
als alle übrigen zusammenge­
nommen. Die Steuerlast aber 
wird auf die Schultern der Ar­
beiter und Angestellten um­
verteilt. Vor fünf Jahren be­
trug der Anteil der Lohn­
steuern am gesamten Steuer­
aufkommen noch 18 Prozent — 
im vergangenen Jahr war er 
bereits auf 25,5 Prozent ge­
stiegen, der Anteil der Kör­
perschaftssteuer der Konzerne 
aber sank bei rasch wachsen­
den Profiten im gleichen Zeit­
raum von 7,1 Prozent auf 
4,3 Prozent! Dies zeugt ebenso 
von der Verschärfung der Aus­
beutungsverhältnisse wie die 
Explosion der Preise und Mie­
ten, die wachsende Zahl der 
Arbeitsunfälle, die zuneh­
mende soziale Unsicherheit. 
Was die Außen- und Militär­
politik betrifft, so ist die BRD 
seit über zwei Jahrzehnten 
fest in die NATO und in die 
EWG integriert. Führende 
Vertreter der BRD betonen, 
daß die Festigung, ja Verewi­
gung dieser politischen, öko­
nomischen und militärischen 
Bindungen erstrangiges Ziel 
sei. Erst am 23. August er­
klärte sich BRD-Minister 
Bahr im Westdeutschen Rund­
funk für ein unbegrenzt fort­
dauerndes militärisches Enga­
gement der USA in Europa. 
Damit ginge er nach eigener 
Aussage über frühere Äuße­
rungen Adenauers hinaus. An­
dere Politiker der BRD be­
treiben kaum verhüllt die 
Schaffung einer westeuropä­
ischen Atomstreitmacht mit 
BRD-Beteiligung. Rüstungs­
lasten und Rüstungsprofite 
haben 1973 im Bonner Staat 
eine Rekordhöhe erreicht.
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